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VENEZUELA

Schneller Wechsel in Caracas

In Venezuela hatten
Militär−Putschisten am
Wochenendeeinen
kurzen Auftritt.
Der Rücktritt

desPräsidenten
Hugo Chávez entpuppte
sich als Sturzversuch,
nach 48Stunden wurde

Interi mspräsident
Pedro Carmona wieder

abgesetzt.

Freitag, drei Uhr morgens,
Caracas: Der oberste Kom-
mandeur der venezolani-
schen Streitkräfte General
Lucas Rincón verkündet, Prä-
sident Hugo Chávez habe
sein Amt niedergelegt. Am
Tag zuvor waren zwischen
100.000 und 500.000 Men-
schen an einer Großdemons-
tration gegen die linkspopu-
listische Regierung Chávez
auf die Straße gegangen, es
folgt ein dreitägiger General-
streik. Derart gestärkt for-
dern zehn Generäle den Vor-
sitzenden des Unternehmer-
verbandes Fedecámaras, Pe-
droCarmona, zur Machtüber-
nahme auf − ein klassischer
militärischer Staatsstreich.
Freitagnachmittag: Carmona
wird als Interi mspräsident
vereidigt. Kurz darauf löst er
das Parlament auf, annulliert
die unter Chávez verabschie-
dete Verfassung und kündigt
Neuwahleninnerhalbvon365
Tagenan.

Schnelle Rückkehr ins
Miraflores
Er sollte keine 48 Stunden

ander Macht bleiben. Bereits
am Samstagabend füllten
Menschenmassennahezualle
Hauptverkehrsadern in Cara-
cas und anderen Städten Ve-
nezuelas, um gegen Chávez'
Sturz zu demonstrieren. Die
putschenden Militärs forder-
ten den Interi mspräsidenten
auf, die blitzschnell erlasse-
nenanti−chávistischen Dekre-
te zu modifizieren. Carmona

setzte das Parlament wieder
einundtrat nochinder Nacht
zumSonntag wieder zurück.
Chávez, der von den Mi-

litärs festgehalten wurde,
kam kurz darauf frei. Unter
dem Jubel Tausender De-
monstrantenkehrte er nur ei-
nen Tag nach demPutscham
Sonntagmorgen in den Präsi-
dentenpalast MirafloresinCa-
racas zurück. Vizepräsident
DiosdadoCabello, der mittler-
weile die Wiederherstellung
der verfassungsmäßigen Ord-
nung verkündet hatte, über-
gab vor 200.000feiernden Ve-
nezolanern Chávez sein altes
Amt. Im Übrigen rief Cabello
die Bevölkerung dazuauf, die
Straßen nicht zu verlassen
und die Demonstrationen
friedlich fortzuführen. In
einer Rede an die Nation
sandte Chávez einen Grußan
die internationalen Medien
und Organisationen und er-
klärte, Venezuela "werde nie
wieder allein dastehen". Zu-
demkündigte er an, nicht mit
Repression gegen seine Op-
ponenten vorzugehen. Dem
sich angeblich in Haft befin-
denden Carmona droht je-
doch möglicherweise ein Ver-
fahren wegen unrechtmäßi-
ger Übernahme staatlicher
Funktionen.
Auslöser des putschisti-

schen Intermezzos waren
Schüsse, die am Donnerstag
auf der Großdemonstrationin
Caracas gefallen waren und
mindestens 15 Demonstran-
ten getötet und 350 verletzt
hatten. Daraufhin wechselten

einige ranghohe Militärs zur
Opposition. Siekönntenange-
sichts der Gewalt nicht mehr
länger hinter Chávez stehen.
Demübergelaufenen Admiral
Héctor Ramírez Pérez zufolge
ist die Armee von Chávez be-
nutzt worden, um"einefried-
liche Demonstrationzuunter-
drücken".
Ein Großteil derinternatio-

nalen Medien übernahm die-
se Version. Die Regierun-
gen der USA und Spaniens
erklärten gemeinsam nach
Carmonas Machtübernahme
am Freitag ihre Unterstüt-
zung für Venezuela und
wünschten sich nach Anga-
ben der konservativen spani-
schen Tageszeitung La Razón
schnellstmöglich eine "voll-
ständige demokratische Nor-
malisierung".
Nicht selten jubilierten

Kommentatoren in Europa
und den USA über das Ende
der Ärades"Linskpopulisten"
Chávez. "AmEnde hatte er al-
le gegen sich", beschrieb et-
wa die "Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung" die Situation in
Venezuela. Jetzt ende"für die
Venezolaner eine weitere
traumatische Phase der Ge-
schichte". Der "vom Volk er-
zwungene Rücktritt" erinnere
an den Fall des Diktators
PérezJi ménezi mJahr 1958.
Weniger zufrieden reagier-

ten die Länder der Rio−Grup-
pe, darunter Peru, Costa Rica
und Chile. Sie verurteilten
BBC−Worldzufolge die"Unter-
brechung der verfassungs-
mäßigen Ordnung", Kuba
wandte sich gegen das "kon-
terrevolutionäre Komplott".
Die EU, Frankreich und Russ-
land gaben sich neutral und
bekundeten nur ihre Hoff-
nung auf ein baldiges Ende
der Krise. Tags darauf wurde
offenbar, dass zumindest ein
Teil der Schüsse auf etwa
5.000 Chávez−Anhänger abge-
feuert worden war. Diestädti-
schen Polizisten in Zivil, die
dieseSchüsseabgegebenhat-
ten, unterstanden demBefehl
des Putschisten und Bezirks-
bürgermeisters von Caracas,
AlfredoPeña.

Wen will das Volk?
I m Nachhinein stellte sich

der "Rücktritt" des Präsiden-
ten Chávez als ein Staats-
streich der Militärs heraus.
Die von BBC−World verbreite-
te Rücktrittserklärung hatte
er nie unterzeichnet. Auch
eine öffentliche persönliche
Erklärung hatte Chávez nicht
abgegeben. Bereits am Frei-
tag hatte seine Tochter Maria
Gabriela seinen Rücktritt
dementiert. In einemTelefon-
gespräch habe er sich als
"Präsidentin Gefangenschaft"
bezeichnet, er sei "nicht zu-
rückgetreten"; viel mehr habe
eine "Diktatur der extremen
Rechten" die Macht über-
nommen.
Der Oberbürgermeister

von Caracas, Freddy Bernal,
ließ nach Chávez' Rückkehr
mehrere private Sender be-
setzen. Der venezolanische
Botschafter in Havanna er-
klärte der BBC, diese Medien

Er kommt zurück: Anhänger des kurzfristiggestürzten venezolanischenPräsidenten Hugo Chávez
begrüßen den Hubschrauber, der ChávezzurückzumPräsidentenpalast Miraflores bringt.

(Foto: Epa)

seien Komplizen des Kom-
plotts. "Es ist unglaublich,
welche Lügen diese Medien
verbreitet haben", meinte er
undfügte hinzu: "Sie machten
glauben, es seien ihre Toten
gewesen, währendesin Wahr-
heit unsere Leute waren." Be-
reits während der Großde-
monstration am Donnerstag
hatte Chávez die Schließung
von sechs privaten Sendean-
stalten angeordnet, die die
Ausschreitungenlive übertra-
gen hatten, was zur Eska-
lationbeitrug.
Organisatoren der Proteste

vom Donnerstag waren der
Unternehmerverband Fede
cámaras, der von demSozial-
demokratenCarlos Ortegaan-
geführte Gewerkschaftsver-
band CTV sowie entlassene
Manager des staatlichen Er-
dölkonzerns PDVSA. Zuvor
hatte Chávez die Spitze des
Konzerns mit regierungstreu-
en Leuten besetzt, um die
Kontrolle über den wichtigs-
ten Wirtschaftssektor zu be-
kommen. Seit Dezember wa-
ren die Konfliktein Venezuela
nicht mehr abgerissen; in
jenem Monat kündigten die
Regierung Chávez und das
Parlament 49 Gesetze an. Sie
enthalten u.a. eine Landre-
formzugunsten der Kleinbau-
ern und die Einschränkung
ungenutzten privaten Groß-
grundbesitzes. Die Ursache
der Konfrontationen ist vor
allem die ungleiche Vertei-
lung des Reichtums. ImJanu-
ar war unter dem Titel "Die
Geburt der Konterrevolution"
i mbritischen "Economist" zu
lesen: "Im Hinblick auf die
Ökonomie war die 'Revolu-
tion' Chávez' bisher in der
Rhetorikstärker alsinder Ak-
tion. Jetzt nicht mehr."
Die Anti−Chávez−Bewegung

ist überwiegend eine Mi-
schung aus Großunterneh-
mern, Gewerkschaftern und
Resten der alten Parteieneli-
te. Bisher genoss Chávez, der
1998 mit knapp 60 Prozent
der Sti mmen gewählt wurde,
große Unterstützung insbe-
sondere bei der armen Bevöl-
kerung und den unteren
Schichten.
Die Opposition, deren Par-

teien Demokratische Aktion
und Copei (Christdemokra-
ten) nach insgesamt sieben
spektakulären Wahlsiegen
Chávez' ihrer parlamentari-
schen Macht weitgehend be-
raubt waren, artikulierte sich
durch den Unternehmerver-
band Fedecámaras. Sein Prä-
sident Pedro Carmona, einer
der Architekten des nunmehr
gescheiterten Regierungs-
sturzes, machte am 10. De-
zember auf sich aufmerksam,
als er zusammen mit demma-
fiös strukturierten Gewerk-
schaftsverband CTVund des-
sen Präsidenten Carlos Orte-
gadenerstenGeneralstreikin
Venezuelaseit 50Jahrenorga-
nisierte.
In den vergangenen Mona-

ten wuchsen die Proteste an.
Zum Unmut über die Refor-
menkamen Chávez' populisti-
sche Äußerungen. Im Aus-
land, insbesonderein der US−

Regierung, schadetenihmsei-
ne Kritik am Krieg in Afgha-
nistan und seine Sympathien
für dieFarc−GuerillainKolum-
bien sowie für Kuba. Als
Chávez Anfang April zwei Ma-
nager des Erdölkonzerns
PDVSA entließ, setzte die
Oligarchiezur Attackeauf ihn
an. Am Dienstag letzter Wo-
che begann ein weiterer Ge-
neralstreik des Bündnisses.
Er wurde begleitet von einer
Kampagne eines Großteils
der Fernsehsender und Zei-
tungen, was zusammen mit
den Massenprotesten am
Donnerstag zur Eskalation
und schließlich zum "Rück-
tritt" von Chávez führte. Die
Massendemonstrationen soll-
ten für den Putsch benutzt
werden.
Nach Angaben des US−Ma-

gazins "Newsweek" war die
amerikanische Botschaft in
Venezuela bereits vor knapp
zwei Monatenvonvenezolani-
schen Militärs über den ge-
planten Putsch gegen Präsi-
dent Hugo Chávez informiert
worden. Die US−Diplomaten
hätten den Offizieren erwi-
dert, ein Staatsstreich sei
"nicht der richtige Weg". Dass
die amerikanische Regierung
Chávez kritisch gegenüber
steht, ist kein Gehei mnis. Das
Weiße Hausverlangtevomge-
wählten, venezolanischen
Präsidenten nach seiner
Rückkehr ins Präsidentenamt
ein Bekenntnis zur Demokra-
tie. Seine vorübergehende
Entmachtung sei eine "klare
Botschaft" des venezolani-
schenVolkes gewesen.
Mit den erzwungenen

Amtsenthebungen der von
Chávez so unterschiedlichen
lateinamerikanischen Präsi-
denten der letzten zwei Jahre
− in Argentinien, Peru und
Ecuador − hatte der jetzige
Umsturz eines gemeinsam: Er
verlief relativ unblutig. Die
Leichtigkeit, mit der heutzuta-
ge gewählte Präsidenten aus
demAmt gejagt werden kön-
nen, verleitete den venzolani-
schen Sozialwissenschaftler
Moisés NaimamSamstag ge-
genüber El País zu einer Be-
merkung, die sichkurz darauf
bewahrheiten sollte: "Ein
Putsch ist heute auch nicht
mehr das, was er einmal war."

SimónRamírez Voltaire,
Madrid
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